
Anlage 2 zur Zuweisungsvereinbarung vom 08.09.2021

Standards für die Schuldner- und Verbraiiclierinsol^enzberatung
nach § 8 Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 des Wohlfahrtsfinanzierungs-
und-transparenzgesetzes

1. Rechtliche Grundlage

Die Schuldner- und Verbraucherinsolvenzberatung ist gemäß § 17 SGB l, §§6, 16
SGB II, § 11 SGB XII bzw. § 305 InsO sowie aus dem Grundsatz und der
Verpflichtung zur Daseinsvorsorge kommunale Aufgabe und Verpflichtung. Die
Beratungsstelle muss als geeignete Stelle im Sinne des § 305 Absatz 1 Nummer 1
InsO anerkannt sein und in Mecklenburg-Vorpommern Schuldner- und
Verbraucherinsolvenzberatung durchführen.

2. Allaemeine Grundsätze der Schuldner- und Verbraucherinsolvenzberatuna

Es gelten die personellen, sachlichen, räumlichen und organisatorischen
Voraussetzungen des Insolvenzausführungsgesetzes vom 17. November 1999 und
der Verordnung über die Anerkennung geeigneter Stellen im
Verbraucherinsolvenzverfahren (Insolvenzanerkennungsverordnung - InsAnerkVO
M-V) vom 24. August2000 in ihren jeweils geltenden Fassungen.

Der Träger hat sicherzustellen, dass jede rat- und hilfesuchende Familie und
Einzelperson unentgeltlich und gebührenfrei beraten oder an eine weitere
entsprechende hilfeleistende Ejnrichtung vermittelt wird.

Die Freiwilligkeit der Schuldner- und VerbrauGherinsolvenzberatung und der
Persönlichkeitsschutz, insbesondere die Schweigepflicht der Beratungsfaehkräfte
und der Träger nach § 203 Strafgesetzbuch sowie der Datenschutz sind zu
gewährleisten. Die Beratung hat vertraulich, auf Wunsch der rat- und hilfesuchenden
Person anonym und unabhängig von Weltanschauung, Nationalität, Religion und
Geschlecht der rat- und hilfesuchenden Person zu erfolgen.

Der Zugang zu den Beratungsangeboten soll barrierefrei sein. Das Nähere zu den
Anforderungen an die Barrierefreiheit der Beratungsangebote vereinbaren die
Landkreise und kreisfreien Städte und das Land in partnerschaftlicher
Zusammenarbeit gemäß § 5 Absatz 4 der Zuweisungsvereinbarung vom XX.XX.
2021 unter Beteiligung der Träger der Beratungsangebote (Runder Tisch
„Barrierefreie Beratungsstellen in Mecklenburg-Vorpommern").

Die Träger der Angebote der Schuldner- und Verbraucherinsolvenzberatung müssen
die Gewähr für eine ordnungsgemäße Durchführung der Maßnahme und für eine
saGhgerechte, zweckentsprechende und wirtschaftliche VenA/endung ihnen
gewährter Finanzmittel bieten.
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Die Träger Schuldner- und Verbraucherinsolvenzberatungsstellen müssen erklären,
dass sie eine juristische Beratung unter Beachtung des
Rechtsdienstleistungsgesetzes sicherstellen.

Die Schuldner- und Verbraucherinsolvenzberatung durchführenden
Beratungsfachkräfte und die Träger der Beratungsangebote sollen inhaltlich und
organisatorisch mit sozialen und sonstigen Diensten der Jugend-, Gesundheits- und
Sozialhilfe, der Bundesagentur für Arbeit, den Jobcentern, Versicherungen oder
sonstigen Stellen der privaten oder öffentlichen Fürsorge zusammenarbeiten.

3. ZLelgruppe und Hilfebedarf

Das Angebot der Schuldner- und Verbraucherinsolvenzberatung richtet sich an
Ratsuchende, die in finanzielle Not geraten sind oder denen diese Not droht. Zur
Zielgruppe gehören insbesondere:

überschuldete Personen,
von Uberschuldung bedrohte Personen,
Personen und Familien mit geringen finanziellen Mitteln sowie
sonstige Personen im Rahmen der Präventionsarbeit.

4. Art und Umfan.q der zu erbringenden Leistung

Die Schuldner- und Verbraucherinsolvenzberatung umfasst die Beratungen und
Hilfsangebote von anerkannten Schuldner- und
Verbraucherinsolvenzberatungsstellen für Familien und Einzelpersonen mit Ver- oder
Uberschuldungsproblemen einschließlich der Vorbereitung auf ein
Verbraucherinsolvenzverfahren und eine Restschuldbefreiung. Das schließt sowohl
geeignete finanzielle als auch sozialpädagogische Beratung und die Ermittlung
erforderlicher weiterführender Beratung und sozialer Hilfen ebenso wie Maßnahmen
im Zusammenhang mit einer Verbraucherinsolvenzberatung ein.

Die Beratung beinhaltet beispielsweise:

die Klärung der persönlichen/famitiären, beruflichen und wirtschaftlichen
Situation der Ratsuchenden sowie Feststellung der Schuldensituation,
die Überprüfung der gegenüber einer Schuldnerin/einem Schuldner geltend
gemachten Forderungen sowie Prüfung von Kreditverträgen,
die Pfändungsschutz-Konto-Beratung inkl. Bescheinigung,
die Verhandlungen über Schuldennachlässe mit Gläubigern,
die Anleitung zum wirtschaftlichen Verhalten wie z. B. Budgetberatung,
um eine anhaltende wirtschaftliche Selbstbewältigungskompetenz der
Ratsuchenden wiederherzustellen oder zu festigen,
Öffentlichkeits- und Präventionsarbeit,
das Aufzeigen von geeigneten Maßnahmen zur Unterstützung der
Existenzsicherung (inklusive Krisenintervention),
die Einleitung von geeigneten strukturellen Maßnahmen, die zur
wirtschaftlichen Konsolidierung der Ratsuchenden beitragen,
die außergerichtliche Einigung mit den Gläubigern auf der Grundlage eines
Schuldenbereinigungsplans nach den Vorschriften der Insolvenzordnung,

2



die Einleitung erforderlicher Maßnahmen, die der Schuldnerin/dem Schuldner
die Möglichkeit eröffnen, das Verbraucherinsolvenzverfahren und das
Restschuldbefreiungsverfahren entsprechend der Insolvenzordnung in
Anspruch nehmen zu können sowie
vergleichbare Leistungen.

Zur Leistungserbringung kommen beispielsweise folgende Methoden zum Einsatz:

Informationsgespräche,
primäre Krisenintervention,
Kurzberatung,
psychosoziale Probtemexploration,
Begleitung des gesamten Entschuldungsprozesses im Sinne ganzheitlichen
Handelns,
Erschließen der Mitwirkungsmöglichkeiten (Ressourcen) der Schuldnerin/des
Schuldners,
Hilfe zur Selbsthilfe sowie
vergleichbare Methoden.
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